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Abstract:  
Property is a fundamental sine qua non institution for market coordination. Thus, the 
performance of market coordination crucially depends on the quality of property rights as a 
bundle of several acting rights.  
Since acting rights can be created, changed or abandoned within the political system, the 
scopes of political decision making processes have a deep impact on the quality of property 
rights respectively on the quality and form of property  
The source of a faulty structure of acting rights can be found on the constitutional level of a 
societal system. Politicians are enabled to arbitrarily transform the structure of acting rights 
in capitalism from a more or less decentralized structure into centralized structures of acting 
rights found in socialism. Thus, in the context of rent seeking and lobbyism a wide range of 
discretionary political decision making options will adversely affect market coordination and 
therefore the distribution of wealth. 
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1. Einleitung 

Der „Kapitalismus“, als Bestandteil einer auf freiheitlich verfügbarem Privateigentum an 
Kapitalgütern basierenden Gesellschaftsordnung, sowie die vermeintlich freiheitliche Koordi-
nation knapper Güter und Produktionsfaktoren in Form marktlicher Wettbewerbsprozesse 
sind in die Kritik geraten. Vornehmlich bezieht sich die Kritik auf die Entwicklung sozialer 
Ungerechtigkeit, die sich in der Zunahme der Armut sowie einer Konzentration von Vermö-
gen widerspiegelt (OECD 2009; Grabka/Westermeier 2014). 

In Entgegnung der Kritik wird in diesem Papier auf die Bedeutung  der Qualität des Privat-
eigentums für die Qualität der Ergebnisse der Koordination knapper Güter, Produktionsfakto-
ren sowie Einkommen in Form marktlicher Wettbewerbsprozesse eingegangen und gezeigt, 
dass die Gestalt des Kapitalismus in repräsentativen Demokratien im Wesentlichen durch das 



 

2 
 

Politiksystem eines Gesellschaftssystems geprägt wird, wenn dieses einen hoheitlichen Zu-
griff auf die Gestaltung des gesellschaftlichen Ordnungsrahmen hat. In diesem Fall ist ver-
meintliches Marktversagen in „kapitalistischen“ Gesellschaftssystemen bedingt durch vorher-
gehendes Politikversagen. 

2. Wettbewerb, Marktergebnisse und Werturteilskriterium 
Wettbewerb als evolutiver Prozess des „survival of the fittest“ bedarf eines Werturteilskri-

teriums als positiv besetztes Selektionskriterium für die Unterscheidung zwischen gesell-
schaftlich erwünschten und gesellschaftlich unerwünschten Tauschprozessen. Es handelt sich 
hierbei um eine rein normative Fragestellung, die unmittelbar auf die Sinnstiftung sozialen 
Handelns respektive ökonomischen Handelns in sozialen Systemen wie jenem des Wirt-
schaftssystems fokussiert. Basierend auf den Überlegungen von Smith (1776) hat später, im 
Kontext der Erläuterung der Vorteilhaftigkeit der sozialen Marktwirtschaft, Erhard (1964) die 
Sinnstiftung der, eine freiheitliche Marktwirtschaft begleitenden Wirtschaftspolitik und der 
ihr zugrundeliegenden Marktordnung mit der dienstleistenden Funktion gegenüber den Be-
dürfnissen der Menschen einer Gesellschaft inhaltlich erklärt:  
„Maßstab und Richter über Gut und Böse der Wirtschaftspolitik sind nicht Dogmen oder Gruppenstandpunkte, 
sondern ist ausschließlich der Mensch, der Verbraucher, das Volk. Eine Wirtschaftspolitik ist nur dann und nur 
so lange für gut zu erachten, als sie den Menschen schlechthin zum Nutzen und Segen gereicht.  Wer diesen 
Gedanken zu Ende führt, muss mit mir zu der Feststellung gelangen, dass es in jeder Volkswirtschaft wohl Grup-
peninteressen gibt, das diese aber nicht als Elemente der Wirtschaftspolitik anzuerkennen sind, und das sich aus 
dem Widerstreit der Interessen auch keine fruchtbare Synthese ableiten läßt.“ (Erhard (1964), S. 133) 
 Die Ergebnisse des auf Privateigentum und Privatautonomie basierenden Wettbewerbs auf 
Märkten sind demnach an dem Kriterium der nutzensteigernden Bedürfnisbefriedigung zu 
messen, wobei die Bedürfnisbefriedigung nicht ausschließlich auf die Versorgung mit knap-
pen privaten Gütern und eine leistungsgerechte Einkommenserzielung, sondern konsequen-
terweise auch auf den Ordnungsrahmen als ausschließbar öffentliches Gut (Buchanan 1965) 
zu erweitern ist. Die hier gemeinte Bedürfnisbefriedung soll sich an den tatsächlichen, also 
auch den sich wandelnden, Präferenzen1 der Menschen ausrichten und deshalb als 
präferenzadäquate Bedürfnisbefriedung bezeichnet werden.2 

                                                 
1 Hierzu siehe im Kontext adaptiver Präferenzen auch die Argumentation von Weizsäcker (2014). 
2 Vgl. zum Begriff der Präferenzadäquanz auch Gretschmann (1981), 143 und dort rekurrierend auf 
Molt/Rosenstiel.  (1978), 175ff.  Präferenzadäquate Bedürfnisbefriedigung soll einhergehen mit herrschaftsfreien 
Wahlprozessen auf Märkten. Dem gegenüber ist die Konsumentensouveränität abzugrenzen, die hingegen eine 
Bedürfnisbefriedigung unter, von Dritten vorgegebenen Rahmenbedingungen, also Wahlprozesse auf Märkten 
unter „Herrschaft“ beschreibt. 
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Führt die Präferenzlage einer Gesellschaft dazu, eine planwirtschaftliche Versorgung mit 
knappen Gütern jener einer marktwirtschaftlichen vorzuziehen, entspräche dies demnach 
ebenso der Bedürfnisbefriedigung wie umgekehrt. Solange also tatsächlich alle gesellschaftli-
chen Präferenzen in einer freiheitlichen Wahlentscheidung abgebildet werden und keine Ex-
ternalitäten aus der Entscheidung wirken würden, ermöglicht eine Ordnung effiziente Koordi-
nationsergebnisse im Sinne der präferenzadäquaten Bedürfnisbefriedigung.  

Damit die Bedürfnisse in marktwirtschaftlich organisierten Wirtschaftssystemen aber auch 
unverzerrt zum Ausdruck kommen können, also die Möglichkeit einer freiheitlichen, präfe-
renzadäquaten Bedürfnisbefriedigung besteht, muss zum einen der marktliche Wettbewerb 
seine Funktionen entfalten können und müssen zum anderen Kommunikationsplattformen wie 
Märkte von solchen Ordnungen flankiert werden, die eine gleichwertige, externalitätenfreie 
Berücksichtigung aller Kapitalgrößen gewährleisten. Hierzu gehört konsequenterweise dann 
auch die diskriminierungsfreie Behandlung von Eigentum an Humankapital oder Sachkapital 
als Produktionsmittel einschließlich der aus dem Einsatz dieser Kapitalgrößen erzielten Ein-
kommen, die einen nachfolgenden Vermögensaufbau und Einkommenserzielung aus Vermö-
gen ermöglichen. 

Letzteres führt zu dem Erfordernis, dass ebenso die Entstehung von Ordnungen mit Pro-
zessen verbunden sein muss, die die präferenzadäquaten Bedürfnisse der Menschen nach be-
stimmten Ordnungen externalitätenfrei abbilden. 
„Hierbei ist zuvorderst an die Freiheit jedes Staatsbürgers gedacht, das zu konsumieren, sein Leben so zu ge-
stalten, wie dies im Rahmen der finanziellen Verfügbarkeiten den persönlichen Wünschen und Vorstellungen 
des einzelnen entspricht. Dieses demokratische Grundrecht der Konsumfreiheit muss seine logische Ergänzung 
in der Freiheit des Unternehmers finden, das zu produzieren oder zu vertreiben, was er aus den Gegebenheiten 
des Marktes, d. h. aus den Äußerungen der Bedürfnisse aller Individuen als notwendig und erfolgversprechend 
erachtet. Konsumfreiheit und die Freiheit der wirtschaftlichen Betätigung müssen in dem Bewusstsein jedes 
Staatsbürgers als unantastbare Grundrechte empfunden werden. Gegen sie zu verstosen, sollte als ein Attentat 
auf unsere Gesellschaftsordnung geahndet werden.“ (Erhard (1964), S. 14) 
 Präferenzadäquanz eines Ordnungsrahmens soll in Ergänzung hierzu bedeuten, dass Re-
geln als Inhalte des Ordnungsrahmens die Präferenzen jener natürlichen aber genau genom-
men auch juristischen Personen3 abbildet, die von der Regel betroffen ist. Somit wäre die 
Regel auf der Grundlage von Einsicht potentiell selbstdurchsetzend. 

                                                 
3 Aus juristischer Perspektive bereits gleichlautend im BGB Titel 1 und 2 differenziert. Juristische Personen 
haben im eigentlichen haushaltstheoretischen Sinne keine Präferenzen und Bedürfnisse, sondern aus unterneh-
menspolitischer Perspektive quantitative und qualitative Zielgrößen und Bedarfe, an denen sich Entscheidungen 
ausrichten. Mit Blick auf den hier betrachteten Ordnungsrahmen ist diese Unterscheidung zunächst nicht we-
sentlich. Der Begriff der Person wird in diesem Papier der juristischen Auffassung folgend unterschieden in 
natürliche Personen, wie z.B. Bürger oder Gruppen dieser, und juristischen Personen, wie z.B. Vereine oder 
Unternehmen. Beide Personenformen sind demnach rechtsfähig, wobei juristische Personen als abstrakte Kon-
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a. Die Funktion des Wettbewerbs auf Märkten 
Grundsätzlich ist Wettbewerb ein evolutiver Vorgang um das Überleben von Arten und 

Weisen des lebens- und existenzbegleitenden Problemlösens.  Im, auf der Institution des Ei-
gentums basierendem, Wettbewerb auf Märkten bemühen sich Unternehmen idealerweise um 
eine bestmögliche Bedürfnisbefriedigung der Menschen in einem Prozess der dynamischen 
Abfolge von Innovation, Imitation, Selektion, Stabilisierung und erneuter schöpferischer 
Zerstörung durch Innovation. Bestehende Ordnungen können dabei durch Innovation abgelöst 
werden (Schumpeter 2005, 7. Kapitel).  
„Der freie Unternehmer steht und fällt meiner felsenfesten Überzeugung nach mit dem System der Marktwirt-
schaft. In jeder anderen Ordnung wird er mehr und mehr zum bloßen Vollzugsorgan fremden Willens und zum 
Funktionar planwirtschaftlicher Entscheidungen herabgewürdigt. Wenn der Unternehmer nicht mehr die volks-
wirtschaftliche Aufgabe erfüllen will, sich im freien Wettbewerb zu messen, – wenn eine Ordnung gesetzt wird, 
die nicht mehr die Kraft, die Phantasie, den Witz, die Tüchtigkeit und den Gestaltungswillen der individuellen 
Persönlichkeit erfordert, wenn der Tuchtigere nicht mehr über den weniger Tüchtigen obsiegen kann und obsie-
gen darf, dann wird auch die freie Unternehmungswirtschaft nicht mehr lange Bestand haben.“ (Erhard (1964) 
S. 190) 
 Der Wettbewerb der Marktteilnehmer im Marktprozess führt idealerweise zu einer leis-
tungsgerechten Ent- (Be-) lohnung unternehmerischer Findigkeit (Kirzner 1973) und indivi-
dueller Humankapitalakkumulation (Becker 1975), wenn gleichzeitig die Existenz unverzerr-
ter relativer Knappheitspreise zu einer Lenkung knapper Güter und Produktionsfaktoren in 
ihre zu einem bestimmten Zeitpunkt bestmöglichen Verwendungen gewährleistet ist – Exter-
nalitäten also internalisiert sind. Die Einkommensverteilung auf produktionsrelevante Kapi-
talgrößen wäre somit gerecht und effizient zugleich.4 

Die Wettbewerbsfunktionen sind insofern erfüllt, als die Entlohnung eines Tauschobjektes 
seiner absoluten und relativen Knappheit entspricht und durch Tausch Tauschgegenstände 
ihrer bestmöglichen Verwendung zugeführt werden können (Coase 1959). Die Offenheit der 
Märkte ermöglicht den Prozess der schöpferischen Zerstörung, der leistungsunfähige Markt-
teilnehmer auf andere Märkte verweist und leistungsstarke Marktteilnehmer durch Selektion 
für Leistung belohnt. Gleichsam ermöglichen offene Märkte die inhärente Kontrolle von 
Marktmacht, da zum einen im Wettbewerb stehende Unternehmen stetig um die Gunst der 
nachfragenden Marktgegenseite bemüht sind und freiheitlich entscheidende Marktteilnehmer 
ihre potentiellen Wahlmöglichkeiten ausschöpfen können. Zum anderen werden Imitatoren 
von Gewinnpotentialen innovationsbegründeter Monopolisten angelockt und erodieren durch 
                                                                                                                                                         
strukte erst durch Zertifizierung ihre Rechtsfähigkeit erlangen. 
4 Dies begründet sich in der Berücksichtigung der Präferenzadäquanz hinsichtlich der Güterbereitstellung, 
Einkommensverteilung und des Ordnungsrahmens. 
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ihren erfolgreichen Markteintritt die monopolistische Marktmacht. Und so ist auch das „Ster-
ben“ eines Unternehmens aufgrund des Wegfalls des Unternehmenszwecks Teil des natürli-
chen Evolutionsprozesses und damit des fortwährenden Prozesses der Reallokation von Pro-
duktionsfaktoren und Gütern. 

Wettbewerb deckt dabei dezentral verstreutes Wissen auf (Hayek 1969), ermöglicht seine 
Verbreitung und somit gesellschaftliches Lernen sowie spontane Ordnung (Hayek 1952). Prä-
ferenzen und Bedürfnisse können auf Märkten durch Tausch kommuniziert, entdeckt und 
idealerweise bestmöglich befriedigt werden. Entdeckt werden können aber auch marktord-
nungsinduzierte Konflikte, sowie jene bisher unberücksichtigten Präferenzen und Bedürfnisse 
hinsichtlich der Marktordnung an sich.5 

b. Normatives Werturteilskriterium und strukturelle Kopplung des Wirtschaftssys-
tems  

Soll eine präferenzadäquate Bedürfnisbefriedigung als normatives Werturteilskriterium 
herangezogen werden, so beinhaltet dies genau genommen eine anthropologisch orientierte 
Erweiterung des Konzeptes der Pareto-Effizienz um den Bestandteil der Lebenszufriedenheit. 
Somit würde der Forderung Rechnung getragen, den Menschen in den Mittelpunkt der Inter-
aktionen kapitalistischer Wirtschaftssysteme zu stellen. Ähnliche Ansätze finden sich in der 
Glücks- und Zufriedenheitsforschung, die u.a. das BIP als Indikator für volkswirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit sowie Wohlstand kritisieren und auf die alternative Messgröße der Le-
benszufriedenheit fokussieren.6 

Nun stellt sich jedoch die Frage, wie Präferenzadäquanz in einem sozial-systemischen Zu-
sammenhang verbindlich vorkommen kann, wenn sich eine Gesellschaft als soziales System 
auf ein solches Werturteilskriterium für die Bewertung sozialer Interaktionen, also auch öko-
nomischer Interaktionen auf Märkten, festlegt. Wie also können konkret soziale Interaktionen, 
das individuelle und kollektive Wollen vereinend, ein höchstmögliches Maß an präferenzadä-
quater Bedürfnisbefriedigung nach privaten und kollektiven Gütern sowie Ordnungsprinzi-
pien hervorbringen? Einen Erklärungsansatz hierzu kann die Theorie sozialer Systeme lie-
fern.7 

                                                 
5 Hierzu vgl. auch Leipold (1978) im Kontext von Wissen und Eigentumsordnung. 
6 Hierzu siehe z.B. Stiglitz/Sen/Fitoussi (2009): 
7 Die nachfolgenden Ausführungen rekurrieren im Wesentlichen auf die Systemtheorie Luhmanns (1984). 
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Wird das normative Werturteilskriterium der präferenzadäquaten Bedürfnisbefriedigung 
übertragen auf die Funktionsweise sozialer Systeme wie jene der Marktsysteme, so stellt das 
Streben nach präferenzadäquater Bedürfnisbefriedigung, die sich auf unterschiedlichste pri-
vate und ausschließbar öffentliche Güter8 beziehen kann, einen, sozialen Systemen zu eigenen 
Sinn dar. Auf diesen Sinn rekurrierende soziale und damit sinnverbundene, strukturierte 
Handlungen verfolgen einen gesellschaftlichen Zweck, wie z.B. höchstmögliche Lebenszu-
friedenheit, operationalisiert in Bedürfnisbefriedigung nach bestimmten ausschließbar öffent-
lichen Gütern wie Frieden oder Freiheit, so z.B. in Form direkter politischer Partizipation.9 
Sinn und Sinnverbund inkorporieren identitätsstiftende Werte und Normen sowie die darauf 
basierenden Handlungen in einer Gesellschaft und wirken auf die qualitative Auffassung über 
ökonomische Effizienz. 

Es werden demnach nicht mehr nur Kriterien wie die Produktivität, Wachstum oder 
Einkommen als einige der Grundlagen für die Beurteilung der Wettbewerbsfähigkeit einer 
Volkswirtschaft und ihrer Gesellschaft herangezogen, sondern vielmehr auch der mit diesen 
Kriterien verbundene Beitrag zum gesellschaftlichen (sozialen) Sinnverbund. Die hier 
zugrunde liegende Auffassung von Effizienz soll deshalb als sozioökonomische Effizienz10 
verstanden werden. Doch wie kann Sinnverbund in wettbewerblichen Marktprozessen 
vorkommen? 

Sinn reproduziert sich mittels einer Leitdifferenz aus der operativen, nicht aber kognitiven 
Geschlossenheit sozialer Systeme und erzeugt Identität, die Systemgrenzen erkennbar 
macht.11 Die Leitdifferenz ermöglicht also eine filternde Unterscheidung von strukturierten 
Handlungen, die im sozialen System vorkommen können oder nicht. Soziale Systeme 
reproduzieren sich identitätsstiftend intertemporal entlang ihrer Sinngebung, indem ihre 
Leitdifferenz wie ein binärer Code eine Unterscheidung zwischen sinnrelevant und 
sinnirrelevant ermöglicht. So reproduziert sich z.B. das Wirtschaftssystem an der 
Unterscheidung Zahlung (kommt im System vor)/ Nicht-Zahlung (kommt nicht im System 

                                                 
8 Inneren und äußeren Frieden, hergestellt und bewahrt durch das Rechtssystem und seine Organe (Gerichte, 
Parlamente usw.). 
9 Vgl. hierzu Benz/Stutzer (2004). 
10 Vgl. Walterscheid (2004). Die Verteilung von Einkommen, Gütern und Produktionsfaktoren in ihre bestmögli-
chen Verwendungen wäre externalitätenfrei und entspräche den gesellschaftlichen Wertvorstellungen. Damit 
wären Gerechtigkeit und Effizienz im Sinne der Pareto-Effizient vereinbar. Zur sozioökonomischen Bedeutung 
von Handlungsrechten siehe auch Eschenburg (1978). 
11 Diese Zusammenhänge beschreiben das Konzept der Autopoise. Hierzu vgl. im Original Maturana/Varela 
(1982) sowie interpretiert für die Theorie sozialer Systeme Luhmann (1984), 387ff. 
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vor) von Geld12. All jene kommunikativen Handlungen, die der Koordination knapper Güter 
und Produktionsfaktoren auf der Grundlage der Stromgröße Zahlungen dienlich sind, werden 
im Wirtschaftssystem kommunikativ anschlussfähig.13 Alle anderen Kommunikationen 
stellen Rauschen dar, werden also vom sozialen System als nicht verwertbar respektive als 
irrelevant ignoriert.14 Aus diesem Zusammenhang evolvieren soziale Systeme eigenrational 
und im ungünstigsten Fall entgegen der gesellschaftlichen Wertvorstellungen. 

Nun ist die Unterscheidung in Zahlung/Nicht-Zahlung zunächst wertfrei. So können Zah-
lungen durch unehrliche oder ehrliche Personen erfolgen, oder auf Betrug oder fairem Handel 
basieren. Der binäre Code, die Leitdifferenz, macht zunächst keine qualitativen Unterschiede 
zwischen Zahlungen und stellt somit zunächst auch keinen Bezug zur gesamtgesellschaftli-
chen Sinnstiftung her. Hierfür werden vom gesellschaftlichen Gesamtsystem Teilsysteme 
funktional ausdifferenziert, um im Zuge sinnerfüllender Arbeitsteilung und Spezialisierung15  
Systemkomplexität,16 zu der auch die Berücksichtigung von gesellschaftlich gewünschten 
Werturteilskriterien in sozialen Interaktionen gehört, zu organisieren. A priori hat keines der 
funktional ausdifferenzierten Teilsysteme eines Gesellschaftssystems, also weder das Rechts-, 
das Wirtschafts- oder das Politiksystem, einen vom diesem Sinnverbund losgelöst zu entwi-
ckelnden Selbstzweck, auch wenn teilsystemspezifische Leitdifferenzen ausbildet werden. 

Um die Tradierung des genuinen Sinnverbunds eines Gesellschaftssystems in den Leitdif-
ferenzen der Teilsysteme, also z.B. das Vorkommen der gesamtsystemischen Sinnverbunden-
heit „präferenzadäquate Bedürfnisbefriedigung“,  tatsächlich zu gewährleisten, sind zunächst 
verbindliche - und deshalb formelle - strukturelle Kopplungen17 zwischen den funktional 
ausdifferenzierten Teilsystemen erforderlich. 
                                                 
12 Geld ist all das, was Geldfunktion erfüllt, also als Tausch- und Zahlungsmittel eingesetzt wird oder werden 
kann. Vgl. Issing (2011), 1. 
13 Es muss hierbei zunächst beachtet werden, dass es sich um Kommunikationen handelt, auch über Werte, die 
zu ökonomisch relevanten Prozessen führen oder ökonomische Prozesse begleiten. Diese lösen dann Geld-, 
Güter- und Faktorströme aus und führen zu einer Veränderung ökonomischer Bestandsgrößen wie z.B. Vermö-
gen. 
14 Vgl. Luhmann (1984), 203. Der dargestellte Zusammenhang beruht auf dem Kommunikationsmodell von 
Luhmann. Nach Luhmann sind Systemelemente sozialer Systeme, als kleinste Systemeinheiten auf der Grund-
lage von Sinn, die anschlussfähigen kommunikativen Handlungen der Menschen. Diese können mit ihren kom-
munikativen Handlungen dann Element in mehreren sozialen Systemen sein. Träger kommunikativer Handlun-
gen sind Personen, die je nach Angehörigkeit zu einem sozialen System rollenbezogen kommunizieren. So wer-
den Personen in einem Wirtschaftssystem als Wirtschaftssubjekte bezeichnet. 
15 Hierzu vgl. Walterscheid (2004) und die dort angeführte Literatur. 
16 Soziale Systeme sind somit Systeme organisierter Komplexität. Leipold (1988), 8, sowie Fehl/Schreiter 
(2000), 111. Gesellschaftssysteme unterliegen einem stetigen Anpassungsdruck an Störungen aus einer komple-
xen Welt, der letztendlich auch zur Ausdifferenzierung funktionaler Teilsysteme führt. 
17 Eine formelle strukturelle Kopplung löst eine Irritation auf das gekoppelte System aus. Sie ist somit in der 
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Formelle strukturelle Kopplungen können aus systemtheoretischer Perspektive genau aber 
nur dann verbindlicher Bestandteil funktional ausdifferenzierter Teilsysteme im Sinne der 
kommunikativen Anschlussfähigkeit werden, wenn das Rechtssystem als funktional ausdiffe-
renziertes, gesellschaftliches Teilsystem auf der höchsten Ebene eine, das Rechtssystem ab-
schließende Verfassung entwickelt, die jene erforderlichen formellen strukturellen Kopplun-
gen, und somit die Qualität des übergeordneten Sinnverbunds, verbindlich anlegt und die 
Entwicklung von sinnentleerenden Eigenrationalitäten in auszudifferenzierenden oder bereits 
ausdifferenzierten funktionalen Teilsystemen zu unterbinden vermögen. 

Ist das Wirtschaftssystem marktwirtschaftlich organisiert, so erfolgen Tauschprozesse auf 
der Grundlage der strukturellen Kopplungen von Eigentum und Vertrag. Diese koppeln das 
Wirtschaftssystem dann verbindlich mit dem Rechtssystem. An dieser Stelle wird bereits 
deutlich, dass dem Eigentum eine größere Bedeutung bei der Frage des Vorkommens von 
Werten in gesellschaftlichen Interaktionen zukommt. Die Tatsache der Existenz einer for-
mellen strukturellen Kopplung sagt aber zunächst nichts über ihre Qualität aus. Transaktionen 
auf der Basis von Eigentum und Vertrag können zunächst z.B. Tauschakte der Sklaverei ab-
decken. Die Qualität der strukturellen Koppelung der Systeme und damit die verbindliche 
Bindung der systemischen Interaktionen an Werte und Normen im Kultursystem (präferenz-
adäquate Bedürfnisse) erfolgt erst durch die präzise Spezifikation von Handlungsrechten 
durch Verbote gesellschaftlich unerwünschter Handlungen sowie flankierender Handlungs-
sanktionen. Eine solche Qualifizierung gesellschaftssystemischer Interaktionen findet also erst 
durch den Ordnungsrahmen im Rechtssystem statt. 

Sinnverbund, intertemporal durch formelle strukturelle Kopplungen z.B.  im Wirtschafts- 
und Rechtssystem abgebildet, wird dann als genuine  Quelle für die Ausbildung von Sozial-
kapital18 durch formelle strukturelle Kopplungen verbindlich und sozialkohäsiv in 
Gesellschaftssystemen tradiert. Sich daraus entwickelndes, gesellschaftliches Zusammenge-
hörigkeitsgefühl kann dann auf die Lebenszufriedenheit und den inneren Frieden eines Ge-
sellschaftssystems wirken (Grootaert/van Bastelaer 2001; Frey/Stutzer 2002). 

3. Marktordnung, Internalisierung und angepasst exklusives Eigentum 
Gesellschaftlich unerwünschte Konflikte, die aus gesellschaftlich unerwünschten Handlun-

gen resultieren, wirken sich nachteilig auf den inneren Frieden eines Gesellschaftssystems aus 
                                                                                                                                                         
Lage, auf die Entwicklung des gekoppelten Systems Einfluss zu nehmen. Zur Funktion der strukturellen Kopp-
lung sozialer Systeme siehe Luhmann (1992). 
18 Vgl. zum Begriff des Sozialkapitals sowie seiner sozialkohäsiven Wirkung Putnam (1995). 
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und weisen auf Defekte oder Unvollständigkeiten der qualitativen Ausgestaltung formeller 
struktureller Kopplungen respektive der Ausgestaltung gesellschaftlicher Ordnung hin, geben 
folglich also Anlass zur Modifikation von Ordnungen wie z.B. jener der Marktordnung. Wer-
den dann jene Modifikationen derart vorgenommen, dass Handlungsmöglichkeiten freiwillig 
durch solche Verbote, die aufgrund ihrer Präferenzadäquanz gesellschaftlich akzeptiert sind, 
eingeschränkt werden, so besteht Abwesenheit von Zwang respektive keine unnötige Ein-
schränkung individueller Freiheit. Vielmehr besteht kollektive Einsicht über die Vorteilhaf-
tigkeit einschränkender Regeln, so z.B. über die Regel eines Betrugsverbots und der Internali-
sierung der mit Betrug verbundenen Externalitäten. 

Ein im Zuge der Evolution nach oben offener Handlungsmöglichkeitenraum19 wird also 
durch Beschränkung qualitativ aufwertend erweitert, so dass u.a. die Entwicklung 
komplexerer Tauschprozesse möglich wird. In einer solchen Welt des perfekten Wettbewerbs 
stellen sich über Tauschprozesse dynamische Fließgleichgewichte (Fuchs 1973) ein, die in 
Richtung sozioökonomischer Effizienz tendieren, also einen externalitätenfreien Zustand, in 
dem sich keine Person zu Lasten einer oder mehrerer anderer besser stellt, und jene zu diesem 
Ergebnis führenden Handlungen einem Ordnungsrahmen entspringen, der den Präferenzen 
der Personen im ordnungsrechtlichen Geltungsbereich entspricht. 

Jede Transaktion würde somit immer wieder zu einer Besserstellung der jeweilig tau-
schenden Personen führen, so dass im Zeitverlauf folglich eine effiziente Verwendung von 
Gütern und Produktionsfaktoren gewährleistet wäre. Da in einer arbeitsteiligen Gesellschaft 
immer jeder irgendetwas hat, was ein anderer nicht hat, kommt es unter der Voraussetzung 
der Vertragsfreiheit zu kontinuierlichen Tauschaktionen auf offenen Märkten als Orten des 
Zusammentreffens von Angebot und Nachfrage und der dafür, aus Sicht der Markteilnehmer, 
geeigneten Institutionen. 

Eigentum ist das Resultat der Formalisierung der Inbesitznahme einer materiellen Basis20 
durch die  Spezifizierung und personellen Zuordnung eines Handlungsrechtsbündels sowie 
die ordnungsrechtliche Gewährleistung der durch dieses Handlungsrechtsbündel definierten 
Handlungsmöglichkeitenräume. Die Vielzahl der Handlungsrechte aus den Verfügungs-
                                                 
19 Handlungsmöglichkeitenräume sind die Freiheitsräume der Menschen, gesellschaftlich legitimierte Handlun-
gen durchzuführen. Handlungsmöglichkeitenräume sind nach oben offen, da alle Handlungen, die nicht verboten 
sind, optional zur Verfügung stehen. Erst wenn gesellschaftlich unerwünschte Handlungen entdeckt werden, 
wird der Handlungsmöglichkeitenraum um diese Handlungen verringert, gleichzeitig aber durch diese Verbote 
neue Handlungen auf einem anderen Ordnungsniveau ermöglicht. 
20 Aus juristischer Perspektive bereits gleichlautend in § 854 BGB (Besitz) und § 903 (Eigentum) BGB differen-
ziert. 



 

10 
 

rechtskategorien ius usus, ius abusus, ius usus fructus und ius abutendi (Furubotn/Pejovich 
1972) definieren dann den jeweiligen Handlungsmöglichkeitenraum der Person des Eigentü-
mers und damit den Wert des Eigentums als knappe materielle Basis. Jedes einzelne Hand-
lungsrecht stellt hierbei einen Vermögenswert dar und ermöglicht, im Verbund mit weiteren 
Handlungsrechten, eine Vermögenssteigerung.21 Der marktliche Tausch von Eigentum an Ka-
pitalgrößen wie Humankapital, Sach- und Bodenkapital umfasst also immer auch gleichzeitig 
den Übergang von vermögensrelevanten Rechten, die mit diesen Kapitalgrößen verbunden 
sind (Commons 1931 und 1934) und Einkommen generieren 

Die Wertschätzung eines Kapitalgutes wird durch Handlungsrechte verändert, während die 
relative Knappheit gleich bleiben kann oder sich ebenfalls verändert. Der Knappheitspreis auf 
Märkten – ob in Naturalien oder Währung ausgedrückt – beinhaltet somit eine qualitative 
sowie eine quantitative Komponente. 

Während die quantitative Komponente als materielle Basis der Handlungsrechte gemäß ih-
rer relativen Verfügbarkeit die Wertentwicklung auf Märkten im Spiel zwischen Angebot und 
Nachfrage vollzieht und insofern Knappheitsrelationen unverzerrt widerspiegelt, wird die 
qualitative Komponente von der Qualität des Handlungsmöglichkeitenraums bestimmt, also 
von der Art und dem Umfang zulässiger Handlungen und somit folglich der Qualität von 
Recht respektive der Qualität des Ordnungsrahmens. 

Die Entstehung formellen Eigentums leitet sich aus der Erkenntnis der Vorteilhaftigkeit22 
der durch Eigentum möglichen Internalisierung von Externalitäten ab (Demsetz 1967). Perso-
nen schränken ihre Freiheit der zunächst unbegrenzten Ausübung von Handlungsrechten im 
Handlungsmöglichkeitenraum freiwillig ein, um unerwünschte Handlungen als Quelle exter-
ner Kosten durch Verbote zu unterbinden und damit die Entfaltung erwünschte Handlungen 
zu ermöglichen.23  

Gelingt die Internalisierung von Externalitäten zu einem bestimmten Zeitpunkt unter Be-
achtung des gesellschaftlichen Kosten-Nutzen-Kalküls24, so entsteht angepasst exklusives 
                                                 
21 Hierzu siehe ähnlich, aber im Kontext des Unternehmertums, Schüller (1978). 
22 Der Eigentumsstatus kann das ökonomische Kalkül z.B. in Richtung langfristigerer Planung verändern. Vgl. 
Demsetz (1967). 
23 Dies erfolgt idealerweise auf der Grundlage von Verboten, um den Handlungsmöglichkeitenraum nicht unnö-
tig nach oben zu beschränken, was im Fall von Geboten der Fall sein kann. 
24 Das gesellschaftliche Kosten-Nutzen-Kalkül kann im Internalisierungsquotienten abgebildet werden. Demnach 
lohnt gesellschaftlich eine Internalisierung von Externalitäten (die dann internalisierungsrelevant sind), wenn die 
Transaktionskosten im Verhältnis zu der gesellschaftlichen Bewertung des Vorteils der Internalisierung kleiner 
oder maximal gleich groß sein werden (Erwartungswerte). Hierzu siehe Walterscheid (2004) sowie 
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Eigentum mit dem Merkmal, dass Eigentümer (als Handelnde), deren Handlungen sowie die 
Folgen des Handelns eine Einheit bilden.25 Eigentümer können als Handelnde Handlungsfol-
gen nicht mehr sozialisieren.26 In Antizipation dieses Zusammenhangs kann eine Veränderung 
des individuellen Verhaltens sowie des individuellen Wertekatalogs die Folge sein.  

Exklusives respektive angepasst exklusives Eigentum ermöglicht die leistungsgerechte 
Entlohnung von Investitionen in Kapitalgrößen und stellt somit die Antriebsfeder für weitere 
Investitionen dar. Exklusives Eigentum geht einher mit der sozialen Kompatibilität der Nut-
zung von Eigentum, denn die Sozialbindung des Eigentums ist, ökonomisch übersetzt, nichts 
anderes als die Ausübung der Rechte an Eigentum bei Abwesenheit von Externalitäten. Eine 
solche Internalisierung allerdings kann nur dann erfolgen, wenn Institutionen internalisierte 
Zustände ermöglichen, Regeln und Gesetze also dem Gebot der Internalisierung folgen res-
pektive das Gebot der Internalisierung als Wert an sich konstitutionell in einer gesellschaftli-
chen Ordnung präferenzadäquat verankert ist. 

Angepasst exklusives Eigentum ist die genuine Voraussetzung für die Entstehung von Ar-
beitsteilung und Spezialisierung sowie marktlichen Tausch auf der Grundlage unverzerrter 
Knappheitspreise. Nur wenn ein Tauschgegenstand und die Handlungen an diesem einer Per-
son exklusiv zugeordnet werden können, besteht für Dritte der Anreiz, durch ein Tauschange-
bot den Eigentümer zum Übergang des Tauschgegenstandes anzuregen. Kommt der Tausch 
zustande, so erwarten beide Parteien, unter der Voraussetzung der Abwesenheit von Zwang, 
eine Besserstellung. Als Nebenbei-Produkt entsteht eine Tauschrelation – in Naturalien oder 
Geld – respektive ein Knappheitspreis. Durch Internalisierung verändern sich folglich und 
notwendigerweise die relativen Preise in Richtung unverzerrter Relationen. 

Erst die Herstellung angepasst exklusiven Eigentums ermöglicht letztendlich auch die Ent-
faltung der Funktionen eines Wettbewerbs mit solchen Ergebnissen, die aufgrund der institu-
tionellen Voraussetzungen den Präferenzen jener Personen entsprechen können, die mit den 
Folgen der Ergebnisse des Wettbewerbs konfrontiert werden.  Die im angepasst exklusiven 
Eigentum angelegte Vertragsfreiheit in der Ausübung der vier Handlungsrechtskategorien 
geht in logischer Konsequenz einher mit der Offenheit von Märkten. Kann eine Person alle 
angepasst exklusives eigentumbegründenden Handlungsrechte an einer materiellen Basis 
ausüben, so gibt es folglich keine Marktzutritts- und Marktaustrittsbarrieren, die institutionell 
                                                                                                                                                         
Wegehenkel/Walterscheid (2008). 
25 Hierzu vgl. auch Eucken (2004), S. 254ff.  
26 Dies stellt dann die ureigene Sozialbindung von Eigentum dar. 
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bedingt sind. Vielmehr ist das Auftreten von Marktzutritts- und Marktaustrittsbarrieren dann 
technischen Ursprungs.27 

Angepasste Exklusivität kann folglich dann erreicht werden, wenn ausschließlich jene Per-
sonen, die von einer Externalität betroffen sind und eine konfliktbeseitigende und somit frei-
heitserweiternde Beschränkung der individuellen Freiheit für sinnvoll erachten, den beschrän-
kenden Ordnungsrahmen sowie Handlungsverbote nach ihren Präferenzen direkt gestalten 
können. Nur so kann gewährleistet werden, dass eigentumbegründende Handlungsrechtsbün-
del selbstdurchsetzend angepasst exklusiv sein können und demnach internalisierend wirken. 

Wie aber kann nun angepasste Exklusivität operationalisiert werden und welche Kriterien 
sind mit Blick auf die bisherigen Ausführungen und das Erfordernis der Internalisierung von 
Externalitäten im Falle der Beseitigung gesellschaftlicher Konflikte durch die Variation von 
Ordnungen zu beachten? Mit Blick auf die bisherigen Ausführungen können für die Herstel-
lung des Idealfalls angepasst exklusiven Eigentums durch Internalisierung vier Merkmale 
identifiziert werden: 

1. Die materielle Basis28 (der Tauschgegenstand) ist externalitätenrelevant.  
Externalitätenrelevanz bedeutet, dass eine materielle Basis in eine Externalität involviert ist 
und somit potentiell bei Internalisierungsbemühungen räumlich sowie handlungsrechtlich 
berücksichtigt werden müssen. 

2. Mehrere materielle Basen können externalitätenrelevant sein, aber unterschiedliche 
räumliche Dimensionen haben. Hier gilt es, die räumlichen Dimensionen in Übereinstimmung 
zu bringen, also Externalitätenadäquanz herzustellen, um internalisieren zu können.  

3. Es besteht Internalisierungsrelevanz. Internalisierungsrelevanz ist dann gegeben, wenn 
die erwarteten Transaktionskosten, die im Rahmen der Internalisierung anfallen, den erwar-
teten gesellschaftlichen Mehrwert, der durch die Herstellung angepasst exklusiven Eigentums 
entsteht, nicht übersteigen. 

4. Sind die Räume, in der Externalitäten wirken, als externalitätenadäquat identifiziert 
worden und besteht Internalisierungsrelevanz, so kann Internalisierungsadäquanz hergestellt 
werden. Internalisierungsadäquanz beschreibt den Umstand, dass durch die Auswahl der Per-
sonen zwecks personeller Zuordnung von Handlungsrechten auch tatsächlich eine Internali-
sierung durch die Einheit von Handelnden, Handlungen und Handlungsfolgen herbeigeführt 
                                                 
27 So z.B. bei natürlichen Monopolen oder irreversiblen (spezifischen) Investitionen. 
28 Der Tauschgegenstand also, an dem Handlungsrechte durch Verbote und Sanktionen spezifiziert werden und 
der als Einheit mit jenen Handlungsrechten personell auf eine natürliche oder juristische Person zugeordnet wird. 
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wird respektive angepasst exklusives Eigentum entsteht oder wieder hergestellt wird. Somit 
wird die personelle Zuordnung von Handlungsrechten präzisiert auf das Kriterium der Inter-
nalisierungsadäquanz, welches als Wertmaßstab für die Güte von Handlungsrechtsbündeln 
geeignet wäre. Internalisierungsadäquate Handlungsrechtsbündel wären dann tatsächlich in-
ternalisierende Handlungsrechtsbündel. 

Aus diesen Kriterien wird deutlich, dass die Anpassung des Ordnungsrahmens zur Interna-
lisierung von Externalitäten nur dann präferenzadäquate Bedürfnisbefriedigung ermöglicht, 
wenn der Dezentralisierungsgrad der Internalisierung dem der Externalitäten folgt und somit 
dementsprechende dezentrale Marktprozesse ermöglicht.29 Aus diesem Grunde wird das 
Vorgehen der Internalisierung nach Maßgabe der oben genannten Kriterien zur Herstellung 
angepasster Exklusivität auch als dezentralisierende Internalisierung bezeichnet (Wegehenkel 
1991 und 1992; Walterscheid 2004 und 2011). Ein dezentraler nach oben offener 
Handlungsmöglichkeitenraum30 an einer materiellen Basis wird demnach idealerweise 
sukzessive präzisiert, indem dort, wo gesellschaftlich unerwünschte Handlungen respektive 
Externalitäten entdeckt werden, Verbote den Handlungsmöglichkeitenraum auf sinnvolle,31 
respektive internalisierende Weise begrenzen. 

Im Zuge des evolutiven Prozess des Trial and Error kann ein Gesellschaftssystem auf 
Dauer angelegte Regeln des gerechten Verhaltens32 entdecken, die sich als Regelwerk respek-
tive als Ordnungsrahmen auf der höchsten, der konstitutionellen Ebene des Rechtssystems 
eignen und die Ausrichtung zukünftigen Verhaltens in evolutiver Weise flankieren.  Eine 
Flankierung auf evolutive Weise ist verbunden mit der qualitativen, ordnungsprinzipiellen 
Eigenschaft einer jeden Regel, homöostatische Prozesse33 des Ausregelns von Konflikten im 
Gesellschaftssystem und seiner funktional ausdifferenzierten Teilsystemen auf der Basis von 
Sinnverbund, teilsystemspezifischen Leitdifferenzen und strukturellen Kopplungen zu er-
möglichen. Das unterscheidet im Wesentlichen eine internalisierende Regelsetzung mit einem 

                                                 
29 Dezentralität erzeugt Vielfalt und wechselseitiges Lernen, was die Anpassungs- und Wandelfähigkeit von 
Gesellschaften befördert und die Überlebensfähigkeit stärkt. Ähnlich vgl. North (1992). 
30 Ein nach oben offener Handlungsmöglichkeitenraum ermöglicht das Entdecken neuer Handlungen. Entdeckte 
Handlungen können sich als gesellschaftlich erwünscht oder unerwünscht entpuppen. In beiden Fällen wird 
neues gesellschaftliches Wissen entdeckt und die Eigenkomplexität eines Gesellschaftssystems erhöht. 
31 Unnötige Beschränkungen der individuellen Freiheit erzeugen Externalitäten. 
32 Vgl. Hayek (1986), 178ff. 
33 Homöostase bezeichnet die Aufrechterhaltung eines Gleichgewichtszustandes eines offenen dynamischen 
Systems durch einen internen regelnden Prozess. Der Begriff der Homöostasis geht ursprünglich zurück auf 
Cannon (1932). Zum homöostatischen Regelungsmechanismus siehe auch Röpke (1977), 38f. sowie Bertalanffy 
(1976), 36.  
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minimalen Staat,34 von Regulierung35  und damit einhergehende Interventionsspiralen36 sowie 
einem wachsenden Staat,  verbunden mit dem interessengeleiteten Aushandeln der Regulie-
rungsinhalte respektive Rent Seeking.37 Ein Staatsaktivitäten minimierendes Ordnungsprinzip, 
welches geeignet wäre, auf hinreichende Weise dezentralen Tausch knapper privater Güter, 
Produktionsfaktoren und öffentlicher Güter auf der Grundlage ebenso dezentraler Präferenzen 
sowie der Einheit von Handeln und Haften zu gewährleisten, entspräche dann dem Ordnungs-
prinzip der dezentralisierenden Internalisierung (Walterscheid 2011). 

4. Externalitätenbehaftete Eigentumsformen 
Die Ausübung von Handlungen an Eigentum auf der Grundlage eigentumbegründender 

Handlungsrechtsbündel erfüllt in der gesellschaftlichen Wirklichkeit selten das Merkmal der 
angepassten Exklusivität, sondern sind durch Externalitäten funktional fremdbestimmt. Die 
Existenz bzw. der Fortbestand von Externalitäten kann dann nur noch durch fehlende Interna-
lisierungsrelevanz ökonomisch gerechtfertigt werden.38 Alle anderen Kriterien, die angepasst 
exklusives Eigentum ermöglichen, sind mehr oder weniger und in Abhängigkeit vom techni-
schen Fortschritt intertemporal erfüllbar. Jedoch werden bereits im gesellschaftlichen Ord-
nungsrahmen auf konstitutioneller Ebene Weichen für die Unmöglichkeit der Erfüllung der 
vier Kriterien zur Herstellung angepasster Exklusivität respektive der Herstellung einer Ein-
heit des Bündels angepasst exklusives eigentumbegründender Handlungsrechte gelegt. Die 
somit per se angelegten Störungen der marktlichen Koordinationsleistung sind dann allerdings 
graduell unterschiedlich. Dies wird jedoch nur dann deutlich, wenn Eigentum in seine Be-
standteile zerlegt wird, nämlich in die durch Handlungsrechte mögliche Unterscheidung von 
Besitz und Eigentum.  

Besitz beschreibt dabei nichts anderes als die physische Zuordnung der materiellen Basis 
an einem Gut oder einem Produktionsfaktor. Besitz wird erst dann zu Eigentum, wenn min-
destens das Recht der Veräußerung (ius abutendi) an der materiellen Basis verankert und per-
sonell zugeordnet wird, somit die Eigentumszuordnung theoretisch also auch dokumentiert 
werden kann – so z.B. durch Kaufverträge. In welcher Art und Weise über das Veräußerungs-
                                                 
34 Genau genommen einem Nachtwächterstaat, der lediglich die Bereitstellung tatsächlicher öffentlicher Güter, 
also z.B. die Bereitstellung inneren und äußeren Friedens unter dem Recht übernimmt. 
35 Hierzu siehe auch Walterscheid/Wegehenkel (2009). 
36 Vgl. Mises (1949). 
37 Siehe Rowley/Tollison/ Tullock (1988). 
38 Die Kosten der Internalisierung sind also höher als der gesellschaftliche Nutzen aus der Internalisierung. 
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recht hinaus über Besitz verfügt werden kann respektive welche Handlungen zulässig sind 
oder nicht, beschreibt dann die Qualität von Eigentum. Ein internalisierter Zustand jedoch 
wird immer nur tatsächlich erreicht, wenn im Zuge der Verfügungen über Eigentum die Ein-
heit von Handeln und Haften strikt gewährleistet wird. 

Anhand der nachfolgenden Konstellationen qualitativ unterschiedlicher, eigentumbegrün-
dender Handlungsrechtsbündel soll gezeigt werden, wann und warum Externalitäten auf 
Handlungsrechtsbündel wirken, was -mit Bezug auf die einführenden Abschnitte- zur Folge 
hat, dass die Grundlage für die Erfüllung der Wettbewerbsfunktionen und eine leistungsfähige 
marktwirtliche Koordination nicht mehr gegeben ist, was unerwünschte Marktergebnisse zur 
Folge hat. 

4.1 Zertifiziertes Eigentum 
Die aus den jeweiligen materiellen Basen wie z.B.  Boden oder Mensch (natürliche Res-

sourcen) entstehenden Kapitalgrößen unterscheiden sich in ihrer Bindung an die genuine ma-
terielle Basis. So ist Humankapital irreversibel an den Menschen gekoppelt. Gleiches gilt für 
Bodenkapital und seine materielle Basis Boden. Sachkapital hingegen entsteht erst durch den 
Einsatz von Boden- und Humankapital und kann von den materiellen Basen Boden und 
Mensch zu Tauschzwecken physisch entkoppelt werden, wie auch das Zusammenwirken von 
Boden- und Humankapital entkoppelt werden kann. Aus diesem Sachverhalt kann im Zuge 
von Tauschprozessen und im Zusammenhang mit der Haftung oder Abwehr für/von externa-
litäteninduzierten Fremdbestimmungen das Erfordernis der Dokumentation von Eigentum und 
seiner personellen Zuordnung, z.B. in Form von Kaufverträgen, notariellen Beurkunden o.ä. 
entspringen. 

Übertragen auf die Auffassung über Eigentum als Einheit aus materieller Basis, einem 
vollständigen Bündel von Handlungsrechten und der handelnden Person des Eigentümers 
könnte also der Bedarf bestehen, eigentumbegründende Handlungsrechtsbündel durch die 
formelle Spezifizierung und formelle personelle Zuordnung von Eigentum dokumentierenden 
Handlungsrechten an der  materiellen Basis in Form einer formellen Zertifizierung (z.B. 
Grundbucheintrag) als explizite Eigentumsbetitelung zu ergänzen (Heinsohn/Steiger 2008, 
95ff.).  

Eine solche Ergänzung eigentumbegründender Handlungsrechte wirkt zunächst vorteilhaft 
auf angepasste Exklusivität und seine marktliche Koordination, wenn der formelle Eigen-
tumsnachweis aufgrund damit verbundener Rechtssicherheit und der Zunahme von Vertrauen 
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(öffentlicher Glaube) Tauschprozesse erleichtert. Jedoch hat eine Zertifizierung von Eigentum 
auch die Eigenschaft, die Trennung von Besitz und Eigentum zu ermöglichen. 

Durch eine Trennung von Besitz und Eigentum eröffnen sich ohne Eigentumsübergang auf 
einen Dritten Optionen einer flexibleren Verfügung über Eigentum. So kann bspw. eine Wei-
che für eine potentiell bestmögliche Verwendung knapper Güter und Produktionsfaktoren 
durch Delegation der Verfügung auf Dritte gestellt werden, wenn der Eigentümer als han-
delnde Person selbst nicht in der Lage ist, sein Eigentum einer subjektiv bestmöglichen Ver-
wendung zuführen. Denn durch Verträge und selektive Übertragung von Handlungsrechten 
kann nun unter Beibehaltung des Eigentums die Bewirtschaftung des Eigentums qua Delega-
tion durch einen vom Eigentümer abweichenden Besitzer erfolgen. Delegation der Nutzung 
führt zu Zahlungsströmen in zwei verschiedene Richtungen. 

Zum einen kann die Delegation eine Entlastung der Bewirtschaftung bedeuten und potenti-
ell bessere Verwendungen von Kapitalgrößen initiieren, so wie es bspw. bei Delegation der 
Unternehmensführung durch die Unternehmenseigner (Prinzipale) auf delegierter Manager 
(Agenten) der Fall ist. In diesem Fall erhält der Delegierte von Delegierenden eine Entloh-
nung seiner Delegationsleistung. 

Zum anderen kann aber auch ein reiner Besitzstand angestrebt werden, in dem die Nutzung 
gegen Zahlung eines Nutzungsentgeltes „delegiert“ wird, so wie das bspw. im Zuge der Ver-
mietung einer Immobilie bei der Übertragung selektierter Handlungsrechte vom Vermieter 
(Prinzipal) auf den Mieter (Agent) oder im Fall der Übertragung des Nießbrauches der Fall 
sein kann. Des weiteren kann es sich auch lediglich um die rechtssichere Dokumentation von 
Eigentumsverhältnissen handeln, so z.B. im Zuge eines Ehevertrages oder Testaments. Den 
Beispielen ist gemein, dass im Moment der Delegation Besitz und Eigentum auseinanderfal-
len. Ist die verlässliche Dokumentation des Eigentums dann nicht möglich, besteht das Risiko 
des Verlustes von Eigentum. 

Zertifiziertes Eigentum eröffnet noch eine weitere Option, die aber im Rahmen dieses Bei-
trages nur oberflächlich angesprochen werden kann, nämlich die Option der Verfügung über 
Eigentum als Sicherheit für jegliche Form von Schuldversprechen.39 Denn erst durch den 
optionalen Eigentumsübertrag auf den Gläubiger für den Fall der Nichteinhaltung von Verträ-
gen bei gleichzeitiger Beibehaltung des Besitzes der materiellen Basis zum Zwecke der Er-
wirtschaftung von Erlösen wird kreditfinanziertes Wachstum möglich. Diese Konstellation 
                                                 
39 Diesen Aspekt haben Heinsohn/Steiger eingehend beleuchtet. Sieh hierzu Heinsohn/Steiger (2008) und 
Heinsohn/Steiger (2011).  
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wird dann relevant für die Frage der Leistungsfähigkeit marktlicher Koordination, wenn ei-
gentumbegründende Handlungsrechte, z.B. durch die Kreation derivativer Finanzprodukte, 
dauerhaft irreversibel von der materiellen Basis getrennt und in dieser Form eigenständig auf 
Märkten gehandelt werden.40 Der Marktpreis der materiellen Basis einschließlich des 
verbliebenen Bündels eigentumbegründender Handlungsrechte wäre verzerrt und somit die 
Lenkung in eine bestmögliche Verwendung dieses Eigentums gestört. In diesem Fall bedürfte 
es der Herstellung angepasster Exklusivität durch die Ergänzung des Ordnungsrahmens um 
geeignete Verbote und Sanktionen gesellschaftlich unerwünschter Finanzprodukte. 

Zertifiziertes Eigentum ermöglicht also nicht nur die rechtssichere Zuordnung von Eigen-
tum auf eine Person, sondern auch die Entbündelung des angepasst exklusives eigentumbe-
gründenden Handlungsrechtsbündels – mit Relevanz für die Leistungsfähigkeit der marktli-
chen Koordination. 

4.2 Entbündeltes Eigentum 
Als Entbündelung eigentumbegründender Handlungsrechtsbündel soll der Sachverhalt be-

zeichnet werden, dass auf der Grundlage privater Verträge eine zeitlich begrenzte, rechtlich 
verbindliche und einklagbare Überlassung von Teilen des Handlungsrechtsbündels an Dritte – 
in der Regel einhergehend mit Delegation - erfolgt. Entbündelung kann durch die Kündigung 
der jeweils zugrundeliegenden Verträge wieder aufgehoben werden. 

Entbündeltes Eigentum kann, über ein aus dem Aufbau von Sozialkapital entstandenes 
Vertrauen hinaus, durch Zertifizierung abgesichert sein, so dass sich die Merkmale zertifi-
zierten und entbündelten Eigentums vereinen, wie bereits an einigen Beispielen zum zertifi-
zierten Eigentum verdeutlicht wurde. Unabhängig davon, in welche Richtung die Zahlungs-
ströme laufen, ist der Eigentümer immer Prinzipal und der Delegierte immer Agent. Aus der 
Delegation können dann die bekannten Probleme der asymmetrischen Information41 über die 
Qualität des Verhaltens des Agenten in einer Prinzipal-Agenten-Beziehung (Jensen/Meckling 
1976) entstehen, verbunden mit einer vertragsinhaltsinduzierten Störung der Einheit von Han-
deln, Handelnden und Haften, die juristisch durch den jeweils gegebenen Ordnungsrahmen 
möglicherweise auf ein Innen- und ein Außenverhältnis bezogen werden muss. 

                                                 
40 In diesem Fall manifestiert sich bereits eine Form der Fraktionierung. Der Tatbestand der Fraktionierung wird 
an spätere Stelle noch besprochen. 
41 Hierzu vgl. Akerlof (1970). 
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Entbündelung ist in der Regel ein zeitlich begrenztes und reversibles Phänomen, welches 
dem Sachverhalt geschuldet ist, dass der Eigentümer im Zuge seines Opportunitätskostenkal-
küls trotz der potentiellen Vertragsstörungen die Wahrnehmung bestimmter Handlungsrechte 
aus dem eigentumbegründenden Handlungsrechtsbündel zum Zwecke einer bestmöglichen 
Verwendung Dritten überlässt. Auch höchstpersönliche Rechtsgeschäfte wie jene der Ehe 
fallen unter die Entbündelung, da aus ökonomischer Sicht Handlungsrechtsbündel an der ei-
genen Person sowie an anderen Kapitalgrößen mit der Eheschließung eine geteilte Nutzung 
erfahren – möglicherweise bei Anwesenheit opportunistischen Verhaltens. So können z.B. 
Handlungsrechte zum Zwecke der Kindererziehung wechselseitig delegiert werden. Aus die-
ser Konstellation und dem Mangel an vermögensneutralen Eheverträgen kann ein lock in und 
nachfolgend hold up Verhalten resultieren. 42 

Kommt es zu Störungen der Prinzipal-Agenten-Beziehung durch opportunistisches Ver-
halten, die einhergehen mit dauerhaftem lock in, so kann sich aus der Entbündelung eine mit 
Ineffizienzen verbundene Fraktionierung entwickeln und die marktliche Koordination gestört 
werden. 

4.3 Fraktioniertes Eigentum und Fraktionierungsformen 
Ein handlungsrechtlicher Zustand, der durch die Abwesenheit der Einheit von Handlungs-
rechtsbündel, der handelnden Person als Eigentümer des Handlungsrechtsbündels, Handlun-
gen und der Haftung für Handlungsfolgen gekennzeichnet ist, soll als Fraktionierung43  
bezeichnet werden (Walterscheid 2004, 150ff.). Es handelt sich um eine permanente und nicht 
im Rechtssystem einklagbare Trennung internalisierender Handlungsrechtsbündel, die in der 
Hand einer Person liegen müssten.44 Es kann sich bei den betreffenden Handlungsrechtsbün-
deln sowohl um kollektives (Gruppen-) als auch individuelles Privateigentum handeln. Frak-
tionierung geht somit einher mit sozialem lock in und potentiellem politischem hold up. 

Fraktionierung unterscheidet sich also von Entbündelungen dadurch, dass keine Kündi-
gung oder definierte Vertragslaufzeit zu einer Aufhebung der Trennung von, zu einer Einheit 
zu bündelnden, Handlungsrechten führt. 

                                                 
42 Zum allgemeinen Zusammenhang zwischen lock up und hold up siehe Ewerhart/ Schmitz (1997). 
43 Der Begriff der Fraktionierung findet seinen Ursprung in Überlegungen Wegehenkels zur fraktionierten 
Bündelung von Handlungsrechten im Rahmen des Konzeptes der Internalisierungshierarchie. Vgl. Wegehenkel 
(1991). 
44 Zu der Bezeichnung des Handlungsrechtsbündels siehe Wegehenkel (1991) sowie zur Argumentation der Be-
griffsverwendung Schäfer/Ott (2012), 72. 
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Teile ökonomischer Handlungen werden zwangsläufig sozialisiert, da die Einheit von 
Handelnden, Handlungen und Haftung nicht gegeben ist. Es wirken Externalitäten, die ir-
gendwo in der Gesellschaft externe Grenzkosten bei an den ökonomischen Entscheidungen 
unbeteiligten Dritten erzeugen. Der Zustand des „unbeteiligt Seiens“ sei dabei gekennzeichnet 
durch die Tatsache, dass die Abfrage und Berücksichtigung von Präferenzen jener von Exter-
nalitäten betroffenen Dritten in der Entscheidung über den zukünftigen Umgang mit externa-
litätenbehafteten Handlungen unterbleibt. Angepasste Exklusivität des Eigentums kann somit 
per se nicht bestehen und entstehen. 

Dieser Sachverhalt ist in allen repräsentativen Demokratien vorzufinden, in welchen keine 
direkten Abstimmungen zu einzelnen politischen Entscheidungen durch die Personen, deren 
Handlungsrechtsbündel von den Ergebnissen der Abstimmung betroffen sind, erfolgen. 
Vielmehr werden stattdessen indirekte Abstimmungen durch indirekt delegierte Agenten ohne 
die Möglichkeit der konkreten Bindung an Voten vorgenommen. Die Legitimation der 
Verfahren ist zwar de jure gegeben, jedoch fehlt diese faktisch dann, wenn Entscheidungen 
über den Ordnungsrahmen sowie Handlungsverbote und Handlungssanktionen nicht die 
Kriterien der Herstellung oder Wahrung angepasst exklusiven Eigentums erfüllen. 

4.3.1 Per Se Fraktionierung 
Werden qua rechtlicher Vorgaben oder rechtlicher Defizite einige Handlungsrechte aus ei-

nem Handlungsrechtsbündel dauerhaft und irreversibel verschiedenen Personen zugeordnet, 
so handelt es sich um die Form der per se Fraktionierung. Die betreffenden Personen haben 
keine Möglichkeit, im Zeitverlauf durch freiwillige Transaktionen ein, nach Maßgabe der 
Internalisierungsadäquanz, internalisierendes Handlungsrechtsbündel zusammenzustellen. 

Per se Fraktionierung bedeutet also, dass Teile der Handlungsrechte, die sich eigentlich im 
Verbund eines Handlungsrechtsbündels befinden müssten und deren Verfügungsgewalt in der 
Hand einer Person liegen sollte, per se von einer marktlichen Koordination in ihre bestmögli-
chen Verwendungen ausgeschlossen bleiben (Wegehenkel 1991).  

4.3.1.1 Per Se Fraktionierung durch die Verfassung 
Per Se Fraktionierung durch die Verfassung bezieht sich häufig, aber nicht ausschließlich, 

auf Handlungsrechtsbündel aus Individualeigentum und Eigentum am Gemeinwesen. Im the-
oretischen Idealfall einer Handlungsrechtsstruktur der dezentralisierenden Internalisierung45 
                                                 
45 Einhergehend mit dem politischen System einer herrschaftsfreien Demokratie. Hierzu siehe die einordnenden 
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würden beide Eigentumsgrößen in der Hand einer Person, so z.B. einer Gruppe von Bürgern, 
liegen und nach der Maßgabe räumlicher Bezüge und Präferenzen organisiert, so wie es im 
Grundsatz die Konzepte der fiskalischen Äquivalenz46, der dezentralisierenden Internalisie-
rung47 und der damit einhergehenden institutionellen Äquivalenz48 -gemäß der vier Kriterien 
zur Herstellung angepasster Exklusivität- vorsehen. Personen hielten zwei Eigentumsgrößen, 
jene des Individualeigentums und jene des Gemeinwesens, wobei letzteres Gruppenentschei-
dungen über das Gemeinschaftseigentum erfordert. Internalisierte Zustände kämen in solchen 
eigentumsrechtlichen Konstellationen deswegen zustande, weil Eigentumsverfügungen auf 
der Grundlage der relevanten Präferenzen (die der Eigentümer) stattfinden und dabei 
antizipiert wird, dass jede Entscheidung über die Verfügung des Gemeinwesens unmittelbar 
auf den Wert des Individualeigentums positiv oder negativ zurückkoppelt. Das 
Handlungsrechtsbündel aus kollektivem und individuellem Eigentum wäre in diesem Fall 
angepasst exklusiv. 

Aus der Beachtung von Internalisierungsadäquanz und dem daraus resultierenden ange-
passt exklusivem Eigentum entstünde eine dezentrale Handlungsrechtsstruktur, die ebenso 
dezentrale, kongruente legislative und politische Nutzungszusammenhänge beinhalten würde. 
Damit stünden dezentrale, internalisierte Räume im Wettbewerb zueinander, ein Zustand, der 
durch Fraktionierung kollektiver und individueller Handlungsrechte in der verfassungsindu-
zierten per se Fraktionierung verhindert wird. 

Enthält die Verfassung eines Gesellschaftssystems also die verbindliche Festlegung der 
Zuordnung legislativer Entscheidungen auf politische Organe, die weder an die legislativen 
noch die politischen Nutzungszusammenhänge, die bei dezentralisierender Internalisierung 
entstehen würden, gekoppelt sind, so liegt eine per se Fraktionierung auf konstitutioneller 
Ebene vor (Walterscheid 2004, 164). Eine Missachtung der Internalisierungsrelevanz sowie 
der Internalisierungsadäquanz bei der Entstehung und nachfolgenden Anwendung dann gülti-
                                                                                                                                                         
staatsphilosophischen und staatsrechtlichen Ausführungen von Schachtschneider (1994). 
46 Siehe Olson (1969). Olsons Konzept der fiskalischen Äquivalenz bezieht sich auf die organisatorischen 
Erfordernisse der Bereitstellung anschließbar öffentlicher Güter wie z.B. Infrastruktur. Das Konzept der institu-
tionellen Kongruenz hingegen bezieht in seinem ursprünglichen Sinne die Dezentralität der Rechtsgebung und 
Rechtsprechung ein. Somit würde ein möglicher Wettbewerbsprozess sowohl Infrastrukturmerkmale, dazu kor-
respondierende Finanzierungsmodelle und den eigentumsrechtlichen Status Quo umfassen.  
47 Hierzu siehe die Arbeiten zum Konzept der dezentralisierenden Internalisierung von Marchand/Wegehenkel 
(1984), Wegehenkel (1991) und (1992) und später Walterscheid (2004) sowie u.a. Walterscheid (2011). 
48 Der Begriff institutioneller Äquivalenz stammt von Sideras (2001). Die Inhaltsbestimmung ist jedoch wesent-
lich an das Konzept der dezentralisierenden Internalisierung von Wegehenkel (1991) angelehnt. Später wurde es 
inhaltlich, jedoch mit begrifflicher Abwandlung zur institutionellen Kongruenz von Vanberg und Blankart im 
Zuge eigener Überlegungen verwendet. Hierzu siehe Blankart (2005), Vanberg (2009) und (2013). 
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gen Rechts ist sehr wahrscheinlich, denn politische Entscheidungen politischer Organe basie-
ren nicht verbindlich auf den Präferenzen der internalisierungsadäquaten Personen, sondern 
entsprechen diesen eher zufällig. 

Die per se Fraktionierung von Handlungsrechtsbündeln ist sowohl in etablierten 
repräsentativen Demokratien als auch anderen Demokratieformen vorzufinden. Der Grad der 
Fraktionierung ist für demokratische und marktwirtschaftlich wirtschaftende 
Gesellschaftssysteme von entscheidender Bedeutung, da dieser mit dem quantitativen und 
qualitativen Umfang der Beteiligung natürlichen Personen an ökonomischen und politischen 
Entscheidungen zusammenhängt, also auch das Maß an Privatautonomie beeinflusst und über 
die handlungsrechtliche Wirkung vermögenswirksam ist. 

Per Se Fraktionierung wird z.B. deutlich aus den Artikeln 70ff. (Gesetzgebungskompeten-
zen) des Grundgesetzes (GG) der Bundesrepublik Deutschland. Der Gültigkeitsbereich von 
Gesetzen wird demnach ausschließlich nach räumlich-organisatorischen Kriterien festgelegt. 
Damit wird die Erfüllung der vier Kriterien der Herstellung angepasster Exklusivität zu einem 
Zufallsergebnis. Individuelle Handlungsrechte und kollektive Handlungsrechte werden nicht 
in der Hand einer Person gebündelt, sondern per se fraktioniert respektive voneinander ge-
trennt. Individuelle Handlungsrechte verbleiben bei den Eigentümern der im individuellen 
Besitz befindlichen materiellen Basen, z.B. (Bürger mit Bodeneigentum), während bestimmte, 
in der Verfassung definierte, kollektive Handlungsrechte den Organen staatlicher Repräsenta-
tion fiduziarisch zugeordnet und zu staatlich-kollektivem Eigentum werden. Aus diesem 
Grund sollen des Weiteren jene Handlungsrechte, die im Zuge der per se Fraktionierung 
durch die Verfassung in den Verfügungsbereich politischer Organe als staatlicher Repräsen-
tanten fallen, als staatlich-kollektive Handlungsrechte bezeichnet werden (Walterscheid 2004, 
165). 

Diese staatlich-kollektiven Handlungsrechte können als staatliche Nutzungsrechte dann 
durch die Regierung oder andere politische Entscheidungsorgane Dritten zur Verfügung ge-
stellt werden. Die Verfügung einer Regierung über staatlich-kollektive Handlungsrechte ist 
dann jeweils abhängig von derjenigen politischen Organisationsform, die auf der konstitutio-
nellen Ebene eines Gesellschaftssystems vorgegeben ist. Üblicherweise handelt es sich um 
indirekte, repräsentative Demokratien mit unterschiedlich ausgeprägten, direktdemokratischen 
Elementen.49  

                                                 
49 Zu unterschiedlichen aktuellen direkt-demokratischen politischen Instrumenten siehe z.B. Kersting (2008). 
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Eine konstitutionell angelegte per se Fraktionierung von Handlungsrechten erzeugt nur 
dann keine Effizienzprobleme, wenn intertemporal gewährleistet werden kann, dass politische 
Repräsentanten die Präferenzen der internalisierungsrelevanten und internalisierungsadäqua-
ten Personen perfekt in ihren politischen Entscheidungen spiegeln können, so dass internali-
sierte Zustände erreicht werden würden respektive angepasst exklusives Eigentum entstünde. 
Dies könnte annähernd dann der Fall sein, wenn politische Repräsentanten und jene Personen, 
die sie repräsentieren und die Inhaber individueller und kollektiver Handlungsrechte sind, 
homogene Präferenzen haben. Es wäre aber auch vorstellbar, dass politische Repräsentanten 
nur nach strikten Vorgaben, die eine Orientierung an den Präferenzen der  Inhaber in-
dividueller und kollektiver Handlungsrechte erzwingen sollen, über jene aus Fraktionierung 
entstandenen Handlungsrechte verfügen dürfen.50 

Per se Fraktionierung durch die Verfassung erzeugt zusätzlich das Problem, dass die per se 
Festlegung politischer Räume respektive politisch relevanter Gruppen, die hinsichtlich ihrer 
Zusammensetzung nicht oder nur bedingt den tatsächlich internalisierungsrelevanten und 
internalisierungsadäquaten Präferenzen entsprechen, zu einer Überschreitung der tatsächlich 
internalisierungsadäquaten Gruppengröße führt. Somit werden bei politischen Entscheidungs-
prozessen nicht nur internalisierungsadäquate Präferenzen, sondern auch 
internalisierungsinadäquate Präferenzen berücksichtigt, was bei Mehrheitsbeschlüssen eine 
Verzerrung der Entscheidungsergebnisse und eine Überlagerung internalisierungsadäquater 
Präferenzen verursachen kann (Wegehenkel/Walterscheid 2008). Soziökonomische Effizienz 
wäre somit nicht erreichbar. 

4.3.1.2 Per Se Fraktionierung durch Gesetze 
Während sich die per se Fraktionierung durch die Verfassung auf die Ebene der allgemei-

nen Regeln bezieht, die idealerweise jene Eigenschaften der „rules of just conduct“ (Hayek 
1971) besitzen, kann auch auf der Ebene der Gesetze per se Fraktionierung auftreten. Die gilt 
auch, wenn Gesetze als Sets von Handlungsverboten und -sanktionen mit der Absicht der 
Gewährleistung eines nach oben offenen, freiheitlichen gesellschaftlichen Handlungsmög-
lichkeitenraums formuliert wurden. Der Staat respektive die Gruppe politische Entschei-
dungsträger als staatliche Repräsentanten agiert nach dieser Vorstellung unter dem „rule of 
law“ als Agent in einem Nachtwächterstaat. 
                                                 
50 So z. B. im Ansatz durch Initiativen oder Referenden – wie in der Schweiz - praktiziert. Des Weiteren könnten 
Abstimmungsergebnisse dezentraler Räume 1:1 in politische Entscheidungsprozesse eingehen, indem politische 
Agenten die dezentralen Voten in übergeordneten politischen Organen repräsentieren würden.  
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Im Rahmen von per se Fraktionierung durch die Verfassung erfolgt die konstitutionelle 
Legitimation staatlicher Organe, z.B. politische Repräsentanten, mittels indirekt qua konstitu-
tionell legitimierter legislativer Entscheidungsprozesse, z. B. in Form von Gesetzen oder Ver-
ordnungen, Eingriffe in die Handlungsmöglichkeitenräume von Personen vorzunehmen, die 
weit über die Rolle des Nachtwächterstaates hinaus geht. So können bestimmte handlungs-
rechtliche Arrangements durch verfassungsrechtlich legitimierte demokratische Organe (z.B. 
die Regierung oder das Parlament) forciert oder verhindert werden, z.B. durch Eingriffe in die 
Vertragsfreiheit oder steuerrechtliche Zugeständnisse.  

Transaktionen, die eine bestmögliche Verwendung an sich internalisierender Handlungs-
rechtsbündel ermöglichen könnten, werden z.B. per se unterbunden oder fehlgeleitet. Interna-
lisierende Handlungsrechtsbündel jedoch kommen aufgrund der Gesetzeslage nicht zustande. 
Eine Internalisierung oder eine bestmögliche vertragsbasierte marktliche Koordination von 
Handlungsrechten im Gesellschaftssystem wird also per se verhindert. So stellt bspw. das 
Mietrecht einen Eingriff in die eigentumbegründenden Handlungsrechtsbündel an Immobili-
eneigentum dar, indem die Vertragsfreiheit eingeschränkt wird. Darüber hinaus liegt Fraktio-
nierung auch bei Handlungsrechtsbündeln von Inhaber von Bodenparzellen vor – ob mit oder 
ohne Immobilienbesitz. So werden diese teilweise an der freien Wahl ihrer Ver- oder Entsor-
ger sowie diesbezüglichen Technologien durch z. B. Durchleitungsrechte oder Anschluss- und 
Benutzungszwänge sowie eine vorgegebene Auswahlmöglichkeit von Anbietern durch lokale 
Satzungen der Städte oder Kommunen behindert. 

Exemplarisch kann des Weiteren auch im Umweltbereich per se Fraktionierung identifi-
ziert werden. So können in einigen Volkswirtschaften51 Emissionsrechte52 unabhängig von 
Rechten an Boden gehandelt werden. Ein internalisierendes Handlungsrechtsbündel kann 
somit per se nicht entstehen. Darüber hinaus können die Zuteilungsverfahren der Emissions-
rechte Diskriminierungstatbestände enthalten, wenn nur bestimmte Gruppen aus der Gesell-
schaft Zugang zum Erwerb dieser Rechte haben, Märkte also nicht offen sind. Das stetige 
Wirken von Externalitäten geht nicht nur einher mit der negativen Beeinträchtigung bestehen-
den Vermögens, sondern erzeugt auch jene Rechtsunsicherheit, die Vermögensbildung 
hemmt. Per se Fraktionierung vermindert durch die mit ihr verbundenen Störungen 
eigentumbegründender Handlungsrechtsbündel die Leistungsfähigkeit der marktlichen 
Koordination. Einhergehend damit werden Pfadabhängigkeiten in Richtung zentral 
                                                 
51 Z.B. in Europa oder auch im Rahmen der Bubble-Policy in den USA. 
52 Grundlegend zur Konzeption der Emissionsrechte siehe Dales (1968). 
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gesteuerter Wirtschaftsprozesse erzeugt (Wegehenkel/Walterscheid 2008), wenn politische 
Entscheidungsträger nur wenig kontrollierbare Verfügungsgewalt über wertvolle 
Handlungsrechte erhalten. 

4.3.2 Ex post Fraktionierung 
Die ex post Fraktionierung ist der per se Fraktionierung durch Gesetze sowie durch Ver-

fassung sehr ähnlich. Allerdings greift die ex post Fraktionierung im Gegensatz zu einer per 
se Fraktionierung in bereits vollzogene oder sich vollziehende Transaktionen respektive be-
stehende Vertragsverhältnisse ein und entbündelt gebündelte Handlungsrechte. Es ist somit 
vorstellbar, dass zunächst internalisierende Handlungsrechtsstrukturen durch ex post Fraktio-
nierung zerstört werden respektive keine Rechtsicherheit besteht. 

Greift der Gesetzgeber etwa qua Veränderung des Mietrechts in die Ausgestaltung des 
Kündigungsschutzes zugunsten der Mieter in bestehende Vertragsverhältnisse ein, ergibt sich 
eine ex post Fraktionierung und nachfolgend eine Beeinträchtigung der Vertragsfreiheit. Be-
stehender und zukünftiger Wohnraum wird entwertet, da eine permanent potentielle Fremdbe-
stimmung durch politische Entscheidungsträger angelegt wird. Ex post Fraktionierung ist 
vermögensrelevant und kann sich folglich auf die Investitionsneigung, z.B. in Mietwohnraum, 
negativ auswirken.  

Darüber hinaus können ex ante und ex post Fraktionierung durch Gesetze auch auf die Per-
sönlichkeitsrechte bezogen werden, so z. B. wenn es um Datenschutzfragen geht. Politische 
Repräsentanten setzen, als Inhaber des legislativen als auch exekutiven Machtmonopols, 
rechtliche Standards bezüglich des Rechtsschutzes individueller persönlicher Daten.53 Müssen 
diese politisch gesetzten Standards verbindlich eingehalten werden, so verlieren natürliche 
Personen die Exklusivität der Handlungsrechtsbündel an der ihr eigenen, höchstpersönlichen 
materielle Rechtsbasis Mensch oder erhalten in einem jeweilig relevanten Rechtsgebiet per se 
Personen als materielle Rechtsbasis Mensch diese Handlungsrechtsbündel nicht. Beruhen 
diese politischen Entscheidungen nicht auf gesellschaftlichem Konsens, so werden Hand-
lungsmöglichkeitenräume individuell und kollektiv unnötig eingeschränkt, was einer hand-
lungsrechtlichen Enteignung u.a. in Form des Verlustes an vermögensrelevanter individueller 
aber auch kollektiver Dispositionsfreiheit über die Handlungsrechte an der eigenen Person als 
materielle Rechtsbasis Mensch gleich kommt. So wären jene für die EU- oder EWU-Mit-
gliedstaaten rechtlich bindenden politischen Entscheidungen auf EU- und der EWU-Ebene 
                                                 
53 So z.B. in Deutschland die elektronische Gesundheitskarte, die eine Bündelung sensibler Daten vorsieht. 



 

25 
 

über z.B. eine Zulassung oder Kennung genmanipulierter Lebensmittel Eingriffe in jene Dis-
positionsfreiheit, da Externalitäten wirken können. 

Haben also politische Entscheidungsträger qua Verfassung die Möglichkeit, ohne direktes 
Votum über staatlich-kollektives Eigentum zu verfügen sowie den Ordnungsrahmen eines 
Gesellschaftssystems zu gestalten, und haben politische Entscheidungsträger nicht die glei-
chen Präferenzen wie jene unterschiedlich dezentral von Externalitäten betroffenen Personen 
oder vertreten Sie jene relevanten Präferenzen nicht vollständig und adäquat in den anfälligen 
politischen Entscheidungsprozessen, so wird die Konfliktlösung a priori zu ineffizienten 
Handlungsrechtsstrukturen führen und Ineffizienzen in der weiteren marktlichen Koordination 
der betreffenden Handlungsrechtsbündeln und ihren materiellen Basen durch das neuerliche 
Auftreten von Externalitäten erzeugen. 

Zusammenfassend können Abbildung 1 die Formen von Eigentum nach der 
Vollständigkeit der Handlungsrechtsbündel und der, die Einheit von Handeln und Haften 
herstellende Zuordnung auf eine Person, unterschieden werden.  

Es sollte deutlich geworden sein, dass individuelles und kollektives (Privat-) Eigentum 
permanent Gefahr läuft, durch politische (gesetzliche) Entscheidungen fraktioniert zu werden 
– mit entsprechenden Folgen für die Leistungsfähigkeit marktlicher Koordination. Über die 
Option der Zertifizierung von Eigentum werden aber auch im Bereich privater (vertraglicher) 
Entscheidungen Weichen für eine spätere Fraktionierung, die mit Vermögensverlusten 
einhergehen kann, gelegt. 

Gleichfalls sollte deutlich geworden sein, dass staatlich-kollektives Eigentum per se nicht 
die Eigenschaften angepasst exklusiven Eigentums annehmen kann, da verfassungsinduziert 
die gesellschaftliche Handlungsrechtsstruktur die Herstellung angepasster Exklusivität behin-
dert. Handlungsrechte, die aus Gründen der Internalisierung im dezentralen Raum verbleiben 
sollten, werden durch die Verfassung nicht nur fraktioniert, sondern als staatlich-kollektive 
Handlungsrechte zentriert auf politische Ebenen der politischen Entscheidungs- und 
Organisationshierarchie. Da der Wert individuellen Eigentums von dem des staatlich-
kollektiven Eigentums abhängt, müssen bei Fraktionierung zwangsläufig negative wie 
positive Externalitäten wirken. Um die daraus entstehenden Ineffizienzen weitgehend zu 
beseitigen, müssten sich die Ordnungsprinzipien einer Gesellschaft in Richtung einer 
dezentralisierenden Internalisierung ändern. 
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Anhand staatlich-kollektiven Eigentums wird noch ein weiteres, historisch gewachsenes 

Problem in Demokratien deutlich, das für alle Fraktionierungsszenarien und Fraktionierungs-
gefahren gleichermaßen bedeutsam ist und die Entwicklung der marktwirtschaftlichen Koor-

Eigentum als Handlungsrechtsbündel 

Fraktionierung Entbündelung 
 

Verfassung, Gesetz, 
Verordnung 

dauerhafte, rechtlich 
verbindliche und nicht 
einklagbare 
Überlassung von Teilen 
des Handlungsrechts-
bündels auf andere 
Personen 
VerfassungsinhalteGesetzgebungskom-
petenzen und räumliche 
Zuordnung staatlicher 
Zuständigkeit (Art. 
70ff. GG)  

Abb. 1: Eigentumsformen nach Qualität der Handlungsrechtsbündel, Beispiele und 
Übergänge der Eigentumsformen, eigene Darstellung 

Vertrag 
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rechtlich verbindlich 
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Überlassung von Teilen 
des Handlungsrechts-
bündels 
auf andere Personen 
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Duldung 
 Wegenutzung auf 
fremden Grundstücken 

Zertifizierung 
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und nicht einklagbare 
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Handlungsrechte am 
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Kaufverträge 
 Grundstück, KFZ 
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 Ehe, Testament 

Angepasste 
Exklusivität 

Verfassung, 
Gesetz, 

Verordnung 
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verbindliche und nicht 
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 Externalitäten freie 
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begründender 
Handlungsrechte im 
privaten Raum 

Mögliche Merkmale staatlich-kollektiven Eigentums als 
Handlungsrechtsbündel 

Mögliche Merkmale individuellen und kollektiven Privateigentums als 
Handlungsrechtsbündel 

Übergang zur Entbündelung und Fraktionierung 
 Derivate auf Grundstückskredite 
 Derivate auf Unternehmensanteile 

Übergang zur Zertifizierung 
  Eigentumsurkunde mit Wirkung des öffentlichen 

Glaubens  

Übergang zur Fraktionierung 
 Mietverträge (z.B. gesetzliche Vorkaufsrecht § 

577 BGB) 
 Gewohnheitsrecht 

Übergang zur Fraktionierung 
 internalisierungsinadäquate Gesetze, Verordnungen usw. erzeugen Externalitäten durch Entwertung 

eigentumbegründender Handlungsrechten 
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dination mit all seinen Eigenschaften hinsichtlich der leistungsgerechten Entlohnung der 
Faktoren, der Lenkung in bestmögliche Verwendungen und die Kontrolle von Marktmacht 
respektive den Erhalt der evolutorischen Offenheit der Märkte durch angepasst exklusives 
Eigentum54 und damit einhergehende Vertragsfreiheit berührt. Es handelt sich um das 
abstrakte Prinzipal-Agenten Problem zwischen Bürgern und politischen Repräsentanten in 
einem Gesellschaftssystem, das repräsentativ demokratisch und nicht konsequent direkt-
demokratisch politisch organisiert ist, und Gesellschaften in eine Dilemma-Situation 
versetzen kann (Walterscheid 2004) 

5. Fraktionierung als systemimmanentes Problem repräsentativer Demokratien 
Allen westlichen Demokratien ist gemein, dass das Politiksystem in symbiotischer Weise 

mit dem Rechtssystem gekoppelt ist und über die Legislative zentralisiert politische Macht 
ausübt, die einer dezentralen Koordination von Marktsystemen und der damit verbundenen 
Notwendigkeit der Dezentralität von Politik- und Rechtssystem nicht entspricht. Dieser Sach-
verhalt der fehlenden institutionellen Kongruenz erzeugt Externalitäten anstatt diese zu inter-
nalisieren.  

Politische Entscheidungsträger stehen im politischen Wettbewerb und müssen die ihnen 
zur Verfügung stehenden politischen Instrumente einsetzen, um politische Macht zu erhalten 
oder zu erlangen (Downs 1968). Da Fraktionierungstatbestände über die Zuordnung wertvol-
ler Handlungsrechte auf politische Entscheidungsträger politische Verteilungsspielräume ge-
nerieren und in einer repräsentativen Demokratie, bei graduell unterschiedlichen Vetorechten 
der Wähler, politisch legitimiert eine diskretionäre, vermögensrelevante Verteilung initiieren 
können, werden durch Gesetze55 oder Verordnungen56 jeweils jene Vermögensumverteilun-
gen angestoßen, die machterhaltende Effekte in den relevanten politischen Zeiträumen ent-
falten. So können Handlungsrechte an Kapitalgrößen z.B. über das Steuerrecht derart ausge-
staltet werden, dass per se eine ungleiche Einkommensverteilung die Folge sein muss.57 

                                                 
54 So erklärt Eucken bspw. die Entstehung von Marktmacht aus der Beschränkung der Unternehmenshaftung. 
Vgl. Eucken (2004), 280. 
55 Z.B. die Sozialisierung der Kosten eines Atomenergieausstiegs oder -unter Anmaßung von Wissen (Hayek 
1975) - die Förderung einer politisch ausgewählten Technologie, z.B. des Elektroantriebs bei Fahrzeugen. 
56 Verordnungen sind politisch leichter als Gesetze zu beschließen, können aber zur Aushöhlung von Gesetzen 
und Verfassungsinhalten beitragen. Dies kommt dann einem schleichenden Enteignungstatbestand gleich. 
57 Vor diesem Hintergrund ist z.B. die unterschiedliche Besteuerung von Einkommen aus produktivem 
Humankapital und produktivem Sachkapital kritisch zu hinterfragen, insbesondere da alternative Besteuerungs-
konzepte bestehen, so z.B. die Besteuerung mit einer Flat-Tax (Hall/Rabushka 2007). 
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Durch Fraktionierung werden also politische Entscheidungsträger in die Lage versetzt, 
Handlungsrechte über in der Verfassung definiertes staatlich-kollektives Eigentum an materi-
ellen Basen zu spezifizieren und qua Gesetz oder Verordnung als Nutzungsrechte Dritten 
personell zuzuordnen oder auch Dritten zugeordnete Nutzungsrechte entziehen.58 Somit kön-
nen gewählte politische Entscheidungsträger solche politischen Produkte gestalten, die die 
Maximierung von Stimmen in jeweils relevanten Politikräumen zu einem jeweils relevanten 
Zeitpunkt ermöglicht, nicht jedoch eine politische Repräsentanz gemäß der Internalisierungs-
adäquanz beinhaltet. Vielmehr wird eine Umverteilung von Handlungsrechten initiiert, ein-
hergehend mit der Veränderung von Handlungsmöglichkeitenräumen in Richtung Unfreiheit. 

Hinsichtlich der Struktur der Handlungsrechte erfolgt auf der Ebene der individuellen so-
wie kollektiven privaten Handlungsrechte an materiellen Basen eine schleichende Enteignung 
durch eine solche Einschränkung des Handlungsmöglichkeitenraums, die nicht zur Internali-
sierung von Externalitäten und der Erreichung von Internalisierungsadäquanz führt. Somit 
erfolgt eine unnötige Einschränkung von Freiheitsgeraden bei gleichzeitiger Abwesenheit 
internalisierungsadäquater politischer Partizipationsrechte, die an sich Bestandteil der Ent-
scheidungsrechte im eigentumbegründenden Handlungsrechtsbündel an einer materiellen 
Basis im privaten Besitz sein sollten. Angepasst exklusives Eigentum kann nicht bestehen, so 
dass folglich die marktliche Koordination knapper Güter und Produktionsfaktoren um diese 
systemimmanenten, politisch induzierten Externalitäten verzerrt wird, was bei Abwesenheit 
von Präferenzadäquanz eine Lenkung in die bestmöglichen Verwendungen aber auch eine 
leistungsgerechte Entlohnung von Kapitalgrößen be- und verhindert. Der Prozess der schöpfe-
rischen Zerstörung wird derart politisch beeinflusst, dass adverse Selektion auf Märkten die 
Folge sein kann. Steigende Unternehmensgrößen, Marktmacht und politischer Einfluss korre-
lieren dann positiv und zementieren wettbewerbsfreie Marktstrukturen. 

Eine verfassungsinduzierte per se Fraktionierung sowie die sich daraus ableitenden Frak-
tionierungsformen führen zur Ausbildung von Pfadabhängigkeiten in der Spezifizierung und 
personellen Zuordnung von Handlungs- und Nutzungsrechten, die in zunächst irreversiblen 
gesellschaftlichen Handlungsrechtsstrukturen münden. Das betreffende Gesellschaftssystem 
unterliegt potentiell einem Gefangenendilemma, solange kein politischer Entscheidungsträger 
bereit wäre, sich durch Aufhebung einer verfassungsinduzierten per se Fraktionierung und 
Einführung einer konsequenten direkten Demokratie mit marktlichen Wettbewerbsprozessen 
                                                 
58 Die Regeln der Spezifizierung und personellen Zuordnung können dabei ebenfalls der Gestaltungshoheit 
politischer Entscheidungsträger oder der ihr zuarbeitenden Bürokratie obliegen. 
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auf der Grundlage internalisierungsadäquater Handlungsrechtsstrukturen schlechter zu stellen. 
Hier wird die Eigenrationalität des Politiksystems deutlich, welches aufgrund fehlender for-
meller struktureller Koppelungen keinen Anreiz hat, präferenzadäquate Politik anzubieten. 
Dann aber liegt genaugenommen Politikversagen vor. In einer Dilemma-Situation befinden 
sich auch jene Personen, die als Wahlbürger von den politisch initiierten Umverteilungspro-
zessen profitieren, eine positive Wahlbereitschaft haben oder dazu motiviert werden59 und die 
Mehrheit der Wahlbürger darstellen. Sie würden sich schlechter stellen, sollte Fraktionierung 
aufgehoben werden.  

Westliche Industrienationen organisieren sich mehrheitlich in verschieden ausgeprägten, 
repräsentativen Demokratien. Diese politische Organisationsform hat, sofern sie nicht mit 
wirksamer und somit notwendigerweise kontrollierender, direkter politischer Partizipation 
einhergeht,60 den Nachteil, dass natürliche Personen, die Bürger eines Gesellschaftssystems, 
im Zeitverlauf an Bedeutung verlieren. Dies ist Prozessen geschuldet, die sich im Wesentli-
chen durch Rent Seeking (Rowley/Tollison/Tullock 1988), Lobbyismus (Olson 2004) und 
politisches Stimmenmaximierungsverhalten (Downs 1968) beschreiben lassen. Ohne Korrek-
tive verengt sich politische und ökonomische Macht auf einige wenige Spieler in einem mehr 
oder weniger bilateralen Spiel zwischen machtvollen oder nach Macht strebenden ökonomi-
schen und politischen Agenten, während die Bürger als Prinzipale – ob als Personen in Grup-
pen organisiert oder nicht – weitgehend den Status der Zuschauer einnehmen. Der Einfluss 
von Interessengruppen oder einzelnen Unternehmen auf den Ordnungsrahmen sowie wert-
volle Handlungsrechte kann mittlerweile auf Internetplattformen wie Lobbycontrol oder Lob-
byradar nachvollzogen werden.61  

Wie eingangs bereits betont, stellt jedes Handlungsrecht aus dem Bündel eigentumbegrün-
dender Handlungsrechte einen Vermögenswert an sich dar, der durch den Handlungsmöglich-
keitenraum beschrieben wird und der sich in Verbindung mit weiteren Handlungsrechten ver-
ändert. Personen streben nach jenen Konstellationen von Handlungsrechten, die einen Beitrag 
zur Optimierung ihrer individuellen ökonomischen Kalküle leisten können. Die Dispositions-
freiheit von eigentumbegründenden Handlungsrechten im Handlungsmöglichkeitenraum, die 
                                                 
59 Letztlich ist politische Partizipation abhängig von der Nutzenkenntnis aus politischer Partizipation, also auch 
der Spürbarkeit bzw. der Einschätzung über die Machbarkeit politischer Entscheidungen (Downs 1968). 
60 Im Ansatz praktiziert die Schweiz durch direkte Demokratie fiskalische Äquivalenz und institutionelle 
Kongruenz. 
61Dass die Vorsitzende des Vereins für Socialpolitik in 2015 einen TÜV für Gesetze fordert, steht zwar in einem 
etwas anderen Zusammenhang, reiht sich jedoch in die Grundüberlegungen zur Qualität des Ordnungsrahmens 
ein. Vgl. Schnitzer (2015).  
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den Unterschied zwischen Besitz und Eigentum respektive informellem und formellem Ei-
gentum ausmacht, ermöglicht demnach die Realisierung einer idealerweise rechtssicheren62 
Eigentumsprämie (Heinsohn/Steiger 2008). Die Dispositionsfreiheit über Eigentum respektive 
Handlungsrechte in Handlungsrechtsbündel stellt einen Wert an sich dar und wirkt auf den 
inneren Frieden respektive die Lebenszufriedenheit einer Gesellschaft. 

Da Fraktionierung immer einhergeht mit dem Auseinanderfallen von Handelnden, Hand-
lungen und Handlungsfolgen, fehlt jene Einheit, die freiheitliches, nachhaltiges und sozial 
verantwortliches ökonomisches Handeln mit Privateigentum erst möglich macht. Einmal 
fraktionierte Handlungsrechtsbündel sind nicht mehr zu internalisierten Handlungsrechtsbün-
deln rückführbar, da jene Personen, die aus Gründen der Internalisierungserfordernisse auf 
Vermögenszuwächse durch Eigentumsprämien verzichten müssten, nunmehr den Besitzstand 
wahren. Gleichzeitig wächst durch den handlungsrechtlich induzierten Vermögenszuwachs 
die Handlungsmacht durch die Tatsache, dass der Handlungsmöglichkeitenraum relativ zu-
nimmt -zu Lasten der Handlungsmöglichkeitenräume anderer Personen. 

Hieraus entspringt eine Pfadabhängigkeit der Vermögensverteilung hin zu einer Konzent-
ration bestimmter Handlungsrechte auf wenige Personen in einem Gesellschaftssystem. Auch 
hier werden durch Fraktionierung von Handlungsrechtsbündeln die Weichen für Mängel in 
der Koordinationsleistung von Marktsystemen gelegt. 

6. Zusammenfassendes Fazit 
Zielstellung des Beitrags war es, den Fokus auf die eigentumsrechtliche Struktur eines Ge-

sellschaftssystems, das marktwirtschaftlich organisiert ist, zu lenken und aufzuzeigen, welche 
Wirkung die Fraktionierung eigentumbegründender Handlungsrechtsbündel auf die Leis-
tungsfähigkeit der marktlichen Koordination von Wirtschaftssystemen haben kann. 

Wettbewerbsprozesse in Marktsystemen können nur dann gesellschaftlich erwünschte Er-
gebnisse erbringen, wenn Tauschbeziehungen auf angepasst exklusivem Eigentum und folg-
lich unverzerrten Knappheitspreisen basieren. Internalisierungsrelevante Externalitäten müs-
sen demnach zwingend internalisiert und der Zustand der Fraktionierung aus einer gesell-
schaftlichen Handlungsrechtsstruktur eliminiert werden. Qualitätsmerkmal von Ordnungs-
prinzipien ist folglich die gezielte Ermöglichung der Herstellung angepasst exklusiven Ei-

                                                 
62 Die Rechtssicherheit ist vom Ordnungsrahmen eines Gesellschaftssystems sowie den gesellschaftlichen Orga-
nen der Exekutive, Legislative und Jurisdiktion abhängig. 
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gentums. So könnte das Verbot der Fraktionierung die Herstellung von Internalisierungsadä-
quanz, und somit angepasste Exklusivität, ermöglichen.  

Die Weichen für die fraktionierte Struktur eigentumbegründender Handlungsrechte werden 
bereits auf der konstitutionellen Ebene eines Gesellschaftssystems gestellt. Indem die Präfe-
renzen der Bürger einer Gesellschaft nicht hinreichend in die Gestaltung des Ordnungsrah-
mens sowie der zur Herstellung angepasster Exklusivität notwendigen Handlungsverbote und 
Handlungssanktionen eingehen, werden Weichen für eine Abweichung des gesellschaftlichen 
Wohlstands, so, wie die Bürger einer Gesellschaft Wohlstand definieren würden, gelegt. 

Angenommen, ein gleiches politisches Entscheidungsergebnis kommt durch zwei unter-
schiedliche politische Entscheidungsprozesse zustande, durch politische Repräsentanz oder 
direkte politische Partizipation. So würde dennoch ein qualitativer Unterschied im Umgang 
mit den Folgen aus einer politischen Entscheidung bestehen.  Wenn die politische Entschei-
dung zentralistisch von repräsentativen politischen Organen getroffen wurde, werden sich die 
repräsentierten Wähler mit der Entscheidung im Zweifel nicht identifizieren. Politik läuft 
dann Gefahr, sich zunehmend von ihrer jeweiligen politischen Basis zu entfernen. Werden 
politische Entscheidungen hingegen dezentral auf der Basis direkter politischer Partizipation 
getroffen, so haben die Bürger ihre Entscheidung selbst zu verantworten und werden diesen 
Umstand in ihren politischen Entscheidungen stetig und lernend einfließen lassen (müssen). 

Die aus Fraktionierung entstehenden Pfadabhängigkeiten in Politik- und Rechtssystem füh-
ren dann zu einem Versagen der marktlichen Koordinationsfähigkeit. Die Wettbewerbsfunk-
tionen werden über Defekte in der Qualität des Eigentums, der Vertragsfreiheit und folglich 
Defekten der Knappheitspreisbildung und Einkommensverteilung teils oder vollständig außer 
Kraft gesetzt – mit entsprechenden Wirkungen auf die Akkumulation von Kapital, die Ver-
mögensbildung und die Einkommensverteilung aus Vermögen. Da die genuine Quelle dieser 
Defekte der Ordnungsrahmen einer Gesellschaft ist und dieser von politischen Entschei-
dungsträgern inhaltsbestimmt wird, liegt folglich nicht Markt-, sondern Politikversagen vor.  

Da eine Transformation der Institutionen in Richtung dezentralisierender Internalisierung 
jedoch politische Verteilungsspielräume zur Absicherung politischer Macht eliminiert und 
gleichzeitig mit der Überwindung von Pfadabhängigkeiten verbunden sein muss, werden po-
litische Entscheidungsträger keinen Anreiz haben, die einzig ihnen zur Verfügung stehenden 
Zugriff auf die Verfassung zu nutzen, um die Weichenstellung der Fraktionierung zu beseiti-
gen. Eine Gesellschaft ist gefangen im Dilemma. 
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